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 Beschlussvorlage  
 
 
 

Zustimmung zur Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe gem.  
§ 82 Abs. 1 Satz 5 GO 
hier:  Kosten der Umleitungsstrecke  B 55 über die Bahngleise 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 

 
Eine Beschlussempfehlung wird in der Sitzung unterbreitet. 
 
 
 

 
In Vertretung 
 
 
 
 
 
 
 
 
Thorsten Falk 
1. Beigeordneter 
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Erläuterungen: 
 

 
 
Nachdem die Deutsche Bahn AG sich mit der Nutzung der Bahntrasse zwischen Stadionstraße und 
Othestraße als Umleitungsstrecke einverstanden erklärt hat, sind nähere Untersuchungen durch 
das Ing. Büro Donner und Marenbach eingeleitet worden. 
 
Haushaltsmittel müssen für folgende Kostenpositionen außerplanmäßig bereitgestellt werden: 
 

 Mietkosten ab 01.05.2004 bis zum Abschluss der Umbauarbeiten „Deutsches Eck“ 
 Baukosten zur Herstellung einer 3,50 m breiten Fahrspur über den Bahnkörper 
 Baukosten zur Anbindung der Umleitungsstrecke an die Stadionstraße und die Othestraße 
 Planungs- und Bauleitungskosten 
 Kosten der Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands. 

 
Die Kostensumme wird bis zur HFA-Sitzung durch das Ing. Büro Donner und Marenbach ermittelt. 
Der Landesbetrieb Straßenbau NRW hat die sofortige Erstattung der gesamten Kosten zugesagt. 
Die in künftigen Haushaltsjahren entstehenden Kosten werden in eine Rücklage eingestellt. 
 
Nach § 82 Abs. 1 Satz 5 GO NRW bedarf eine erhebliche über- oder außerplanmäßige Ausgabe der 
Zustimmung des Rates. In seinen Grundsatzbeschlüssen zum Haushaltsrecht hat der Rat am 
05.12.2001 (TOP 4) festgelegt, dass eine Überschreitung dann erheblich im Sinne von § 82 Abs. 1 
Satz 5 GO NRW ist, wenn sie mehr als 2 v.T. der Ausgaben des Verwaltungshaushalts = 71.782 € 
beträgt. Diese Erheblichkeitsgrenze wird deutlich überschritten. 
 
Die kommunalaufsichtliche Stellungnahme wird bis zur Sitzung eingeholt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Mitzeichnungen 

 

      
      
 I. Beigeordneter Datum   Datum 
      
      
 Amt 10 Datum   Datum 
      
      
 Amt 20 Datum   Datum 
 
 
 


